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nicht nach Ablauf der Wartefrist von 15 Monaten in die Lage kommen, Familienglieder
nachzuziehen. Dabei ist freilich jeder Einzelfall zu prüfen. Gegebenenfalls ist Einreisenden

zu eröffnen, die Aufenthaltsbewilligung könne selbst bei Abgabe einer Erklärung, auf

Familiennachzug zu verzichten, voraussichtlich nach Ablauf eines Jahres nicht verlängert
werden. — Im vorliegenden Fall war aber von vornherein eine Zusicherung nur für ein Jahr

erfolgt und stand die Verlängerung noch nicht zur Diskussion. Dr. R. B.

(Urteil vom 14.7.76)

Mitteilungen

Zwei internationale Abkommen über soziale Sicherheit

Der Vertrag mit den USA

Das im Juli 1979 unterzeichnete Sozialversicherungsabkommen (ZöF Nr. 10/79, S. 158)

wurde nun vom Bundesrat den eidgenössischen Räten zur Genehmigung unterbreitet.
Die sozialversicherungsrechtlichen Verbindungen mit den USA beschränkten sich seit

1968 lediglich auf die gegenseitigen Auszahlungen der AHV-Renten. Ausser einer möglichst

weitgehenden Gleichbehandlung der Staatsangehörigen beider Länder sind auch für den

Erwerb von Leistungsansprüchen Erleichterungen vorgesehen.

Das neue Abkommen enthält daneben Bestimmungen zur Vermeidung von Doppelerfassungen

in den Versicherungen beider Staaten und Sondernormen, beispielsweise für die

vorübergehend vom einen in den andern Vertragsstaat entsandten Arbeitnehmer.
R. W.

Sozialabkommen mit Norwegen

Der Anwendungsbereich dieses Abkommens, über dessen Genehmigung die eidgenössischen

Räte ebenfalls zu befinden haben, umfasst auf der schweizerischen Seite die AHV, die

Versicherung gegen Betriebs- und Nichtbetriebsunfälle und Berufskrankheiten, auf

norwegischer Seite vor allem die Volksversicherung. Ferner wird der Übertritt von der

Krankenversicherung des einen in diejenige des andern Staates erleichtert. Ausserdem regelt

auch dieser Vertrag die Auslandzahlung von Renten.
^ ^
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